
 

 

 

26. TAGUNG 
Straßburg, 25.-27. März 2014 
 
 
 
 
 

Kommunale und regionale Demokratie in Schweden 
 
 
 
 
Empfehlung 357 (2014)1 
 
 
 
1. Der Kongress der Gemeinden und Regionen des Europarats verweist auf:  
 
a. Artikel 2 Abs. 1b der Statutarischen Entschließung (2011) 2 in Bezug auf den Kongress, die 
besagt, dass es ein Ziel des Kongresses sei, „Vorschläge beim Ministerkomitee einzureichen, um die 
kommunale und regionale Demokratie zu fördern”;  
 
b. Artikel 2, Abs. 3 der Statutarischen Entschließung (2011) 2 in Bezug auf den Kongress, die besagt: 
„Der Kongress verfasst regelmäßig länderspezifische Berichte über die Situation der kommunalen 
und regionalen Demokratie in allen Mitgliedstaaten und in den Staaten, die den Beitritt zum Europarat 
beantragt haben, und er stellt insbesondere sicher, dass die Grundsätze der Europäischen Charta der 
kommunalen Selbstverwaltung umgesetzt werden”;  
 
c. Entschließung 299 (2010) des Kongresses, die besagt, dass der Kongress den Referenzrahmen 
des Europarats für die regionale Demokratie für seine Monitoring-Tätigkeit benutzen wird, sowie die 
Antwort des Ministerkomitees auf die Kongress-Empfehlung 282 (2010) [CM/Cong(2011)Rec282 
Endfassung], die die Regierungen der Mitgliedstaaten dazu aufruft, den oben genannten 
Referenzrahmen für die regionale Demokratie in Zusammenhang mit ihrer Politik und ihren Reformen 
zu berücksichtigen;  
 
d. den Begründungstext über kommunale und regionale Demokratie in Schweden (CG(26)12FINAL). 
 
2. Der Kongress nimmt Bezug auf die Tatsache, dass:  
 
a. Schweden die Europäische Charta der kommunalen Selbstverwaltung am 4. Oktober 1988 
unterzeichnet und am 29. August 1989 mit der Erklärung ratifiziert hat, das es beabsichtige, den 
Anwendungsbereich auf die folgenden kommunalen und regionalen Stellen zu beschränken: 
Gemeinden (Kommuner) und Provinziallandtage (Landstings); 
 

b. Schweden das Zusatzprotokoll über das Recht zur Beteiligung an den Angelegenheiten der 

kommunalen Verwaltung (CETS Nr. 207) am 5. Mai 2010 unterzeichnet hat, das am 1. Juni 2012 in 
Kraft trat; 
 
c. der Monitoring-Ausschuss Luzette Wagenaar-Kroon (Niederlande, L, EPP/CCE) und Gudrun 
Mosler-Törnström (Österreich, R, SOC) angewiesen hat, als Berichterstatterinnen den Bericht über 
die kommunale und regionale Demokratie in Schweden zu verfassen und dem Kongress vorzulegen; 
 

                                                      
1 Diskussion und Annahme durch den Kongress am 27. März 2014, 3. Sitzung (siehe Dokument CG(26)12FINAL, 
Begründungstext), Berichterstatterinnen: Luzette WAGENAAR-KROON, Niederlande (L, EPP/CCE) und Gudrun MOSLER-
TÖRNSTRÖM, Österreich (R, SOC). 
 

https://wcd.coe.int/ViewDoc.jsp?Ref=CG(26)12FINAL&Language=lanEnglish&Ver=original&Site=COE&BackColorInternet=C3C3C3&BackColorIntranet=CACC9A&BackColorLogged=EFEA9C
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d. eine Kongress-Delegation vom 23. bis 25. September 20132 einen Monitoring-Besuch in Schweden 
durchgeführt hat, bei dem Stockholm, Norköpping und Flen besucht wurden. 
 
3. Der Kongress dankt der Ständigen Vertretung von Schweden beim Europarat und den 
schwedischen Regierungsstellen, den Provinziallandtagen und den Gemeinden, dem schwedischen 
Verband der Gemeinden und Regionen (SALAR), den Experten und anderen Gesprächspartnern für 
ihre wertvolle Kooperation in den einzelnen Phasen des Monitoring-Verfahrens und für die 
Informationen, die der Delegation übergeben wurden. 
 
4. Der Kongress stellt mit Zufriedenheit fest, dass:  
 
a. 2011 eine Verfassungsreform erfolgte, die die Regierungsform geändert hat, eines der vier 
Grundgesätze, aus denen die Verfassung besteht, und ein neues Kapitel unter der Überschrift 
„Kommunale Stellen" (Kapitel 14) eingefügt wurde, das das Prinzip der Proportionalität mit dem Ziel 
einführt, den verfassungsrechtlichen Schutz der kommunalen Selbstverwaltung zu stärken; 
 
b. die kommunalen Stellen einen erheblichen Teil der öffentlichen Angelegenheiten (schätzungsweise 
75 %) leisten und der Verband, der die Gemeinden und Regionen vertritt, SALAR, ein starker Partner 
der nationalen Stellen in Bezug auf die Angelegenheiten der kommunalen Stellen ist; 
 
c. das Ausgleichssystem geändert wurde und die Anwendung des Finanzierungsprinzips eindeutigere 
Leitlinien erhalten hat, wie 2005 vom Kongress vorgeschlagen; 
 
d. drei Provinziallandtage und eine Gemeinde zusätzliche Zuständigkeiten bei der regionalen 
Entwicklung übernommen haben, und dass ab 2015 sechs weitere Provinziallandtage ähnliche 
Zuständigkeiten erhalten werden. 
 
5. Der Kongress lenkt die Aufmerksamkeit auf Themen, die einer weiteren Verbesserung bedürfen, 
um ein optimales Funktionieren der kommunalen Selbstverwaltung zu gewährleisten, u.a.: 
 
a. die fehlende Erwähnung des Subsidiaritätsprinzips in der schwedischen Verfassung, obwohl das 
neue Kapitel 14 der Regierungsform die Rolle und den Umfang der Zuständigkeit der kommunalen 
Stellen gestärkt hat, und auf jeden Fall de facto ein sehr hoher Prozentsatz der öffentlichen Dienste 
auf kommunaler Ebene erbracht wird; 
 
b. der signifikant gestiegene Umfang detaillierter staatlicher Verwaltungsvorschriften über die 
Tätigkeit der kommunalen Stellen, z. B. in den Bereichen Arbeitsbedingungen, 
Gesundheitsversorgung, Bildung und öffentliche Auftragsvergabe, die die Gefahr von Übergriffen auf 
kommunale Angelegenheiten bergen, sowie die Notwendigkeit einer Verbesserung des 
Konsultationsverfahrens, um diese Übergriffe zu vermeiden; 
 
c. die Probleme, die durch die fehlende Anpassung staatlicher Zuschüsse geschaffen werden, die 
nominell fixiert bleiben (obwohl sie regelmäßig überarbeitet werden) und aus diesem Grund real 
durch die Inflation sinken, eine Situation, die mit strikten Regeln für die Anpassung von Zuschüssen 
überwunden werden könnte, wodurch die langfristigen Planungsbedingungen der kommunalen 
Stellen und Provinziallandtage gestärkt würden; 
 
d. die unzureichende Einbeziehung der kommunalen Stellen in die Einschätzung der 
Kostenauswirkungen neuer staatlicher Gesetze, die die kommunale Ebene betreffen, was manchmal 
zu Situationen führt, in denen die nationalen Stellen nicht alle verbundenen Kostenfaktoren 
berücksichtigen. 
 
6. Angesichts dieser Ausführungen bittet der Kongress das Ministerkomitee, die schwedischen 
Stellen aufzufordern: 
 

                                                      
2 Bei ihrer Arbeit wurden die Berichterstatterinnen von Professorin Renate KICKER, einem Mitglied der Gruppe der 
unabhängigen Sachverständigen für die Europäische Charta der kommunalen Selbstverwaltung, und von Sedef CANKOCAK, 
Ko-Sekretärin des Monitoring-Ausschusses des Kongresses, unterstützt. 
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a. die Stärkung des Subsidiaritätsprinzips zu prüfen, das erfordert, alle Aufgaben, die auf kommunaler 
Ebene ausgeführt werden könnten, auch auf kommunaler Ebene durchzuführen, indem sie eine 
einheitliche Anwendung des kürzlich eingeführten Prinzips der Proportionalität sicherstellen, das in 
der Verfassung verankert ist; 
 
b. ein formales Konsultationsverfahren einzurichten, dass den kommunalen Stellen und den sie 
vertretenden Verbänden ermöglichen würde, Einfluss auf alle Entscheidungen zu nehmen, die auf 
staatlicher Ebene getroffen werden und die die Autonomie der kommunalen Stellen beschränken 
könnten; 
 
c. die Regierung aufzurufen, die Forderung der kommunalen Stellen nach Anpassung staatlicher 
Zuschüsse und der Verknüpfung mit demografischen Veränderungen zu prüfen; 
 
d. eine stärkere Einbeziehung der kommunalen Stellen bei der Einschätzung der 
Kostenauswirkungen neuer staatlicher Gesetze sicherzustellen, die auf kommunaler Ebene 
umgesetzt werden sollen; 
 
e. weiteren Provinziallandtagen Zuständigkeiten für die regionale Entwicklung zu gewähren, indem 
sie diese Kompetenz auf alle gewählten Provinziallandtage ausweiten, und diesbezüglich den 
Referenzrahmen des Europarats für die regionale Demokratie als Leitfaden zu benutzen; 
 
f. die Regierung aufzurufen, das Protokoll Nr. 3 zum Europäischen Rahmenübereinkommen über die 
grenzüberschreitende Zusammenarbeit zwischen Gebietskörperschaften oder Behörden bezüglich 
der Bildung von Europäischen Kooperationsvereinigungen (EKV) (ETS Nr. 206) zu ratifizieren. 
 


